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1.2

Bei konzerninternen Leistungen müssen die verein
barten Preise einem Fremdvergleich standhalten. 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem 
aktuellen Urteil untersucht, unter welchen Voraus
setzungen erfolgsabhängige Vergütungen zwischen 
verbundenen Unternehmen als umsatzsteuerpflich
tiges Entgelt zu behandeln sind und welche Be
deutung dabei ertragsteuerliche Regeln für die Um
satzsteuer haben.
Bereits am 03.04.2025 legte der Generalanwalt  
beim EuGH seine Schlussanträge vor. Im zu
grundeliegenden Fall war eine Tochtergesellschaft  

in einem EU-Mitgliedstaat im Bereich Kranvermie
tung und -verkauf tätig. Die Muttergesellschaft in 
einem anderen Mitgliedstaat übernahm zentrale 
Management- und Steuerungsfunktionen, ein
schließlich strategischer Planung, Vertragsverhand
lungen sowie Finanz- und Qualitätsmanagement.  
Diese Leistungen wurden im Rahmen einer Ver
rechnungspreisvereinbarung auf Basis der Netto
margenmethode (TNMM) abgerechnet.
Bei Überschreitung der vereinbarten Gewinnspanne 
stellte die Muttergesellschaft eine Ausgleichszah
lung in Rechnung. Die nationale Steuerbehörde  

Verrechnungspreise unter der Lupe: Mehr Klarheit bei Ausgleichszahlungen 

Steuerfrei trotz Umweg: Wenn innergemeinschaftliche Lieferungen plötzlich in ein Drittland gehen

Der Europäische Gerichtshof (EuGH.) hat mit 
einem aktuellen Urteil die Auslegung der Mehrwert
steuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) zur Steuer
befreiung von Ausfuhrlieferungen präzisiert. Streit
gegenstand war eine Lieferung, die ursprünglich als 
innergemeinschaftliche Lieferung (innerhalb der EU) 
angemeldet wurde, tatsächlich jedoch ohne Wissen 
des Lieferers in ein Drittland (außerhalb der EU) 
gelangte.
Im Besprechungsfall lieferte ein polnisches Unter
nehmen Äpfel an einen britischen Abnehmer. Die 
Lieferung war als innergemeinschaftliche Lieferung 
nach Litauen deklariert, wobei der Erwerber den 
Transport dorthin organisieren sollte. Tatsächlich 
wurden die Äpfel jedoch direkt von Polen nach 
Belarus transportiert. Die polnischen Steuerbe
hörden stuften dies nicht als (steuerfreie) Ausfuhr
lieferung ein, sondern forderten Umsatzsteuer nach  
und verhängten außerdem eine Sanktion. Gegen  
diese Entscheidung klagte das Unternehmen. Der 
EuGH stellte nun klar, dass für die Steuerbefreiung 
nach der MwStSystRL die objektiven Tatbestands
merkmale der Ausfuhrlieferung maßgeblich sind:

Lieferung des Gegenstands: Die Verfügungsmacht 
an dem Gegenstand muss auf den Erwerber über
tragen worden sein.
Nachweis des Verlassens des EU-Gebiets: Der 
Lieferant muss darlegen, dass die Ware an einen 
Ort außerhalb der Union gelangt ist.

Physisches Verlassen der Union: Die Ware muss  
die EU tatsächlich verlassen haben.

Subjektive Elemente wie die ursprüngliche Ver
einbarung einer innergemeinschaftlichen Lieferung 
oder das fehlende Wissen des Lieferers über die tat
sächliche Ausfuhr sind dabei unbeachtlich. Ebenso 
darf die Steuerbefreiung nicht allein deshalb ver
sagt werden, weil der Lieferer nicht über sämtliche  
Ausfuhrdokumente verfügt. Liegt der Nachweis der 
Ausfuhr − etwa in Form von Zolldokumenten − bei 
den Steuerbehörden vor, dann genügt das. Eine Ver
sagung der Steuerbefreiung wäre in einem solchen 
Fall unverhältnismäßig.
Damit stellt der EuGH klar, dass die Steuerbefreiung 
unabhängig vom Wissen des Lieferers über die 
tatsächliche Ausfuhr zu gewähren ist, sofern die 
objektiven Voraussetzungen erfüllt sind. Die Liefe
rung gilt somit als steuerfreie Ausfuhrlieferung.

Hinweis: 
Das Urteil betont die Bedeutung des Ausfuhrnach
weises. Unternehmen sollten Zolldokumente sorg
fältig archivieren, auch wenn im Einzelfall behörd
liche Nachweise genügen können.

Quelle: EuGH, Urt. v. 01.08.2025 - C-602/24
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Frage der Entstehung einer Steuerschuld: Fehlerhafte Umsatzsteuer auf Rechnungen an Endverbraucher 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit 
einem Urteil klargestellt, wie mit fehlerhaft aus
gewiesener Umsatzsteuer auf Rechnungen an End
verbraucher umzugehen ist. Streitpunkt war, ob ein 
Unternehmer Anspruch auf Erstattung hat, wenn 
er in zahlreichen Kleinbetragsrechnungen einen zu 
hohen Steuersatz ausgewiesen und dann lediglich  
die Umsatzsteuererklärung, nicht jedoch die Rech
nungen selbst korrigiert hat.
Der EuGH entschied, dass eine Steuerschuld aus 
unzutreffendem Steuerausweis nur entsteht, wenn 
das Steueraufkommen gefährdet ist. Dies ist bei 
vorsteuerabzugsberechtigten Rechnungsempfängern 
der Fall. Bei Endverbrauchern, die nicht zum Vor
steuerabzug berechtigt sind, liegt hingegen keine 
Gefährdung vor. Folglich löst ein zu hoch aus
gewiesener Steuersatz in Rechnungen an Nicht
unternehmer keine Steuerschuld nach § 14c Abs. 1 
Umsatzsteuergesetz aus.
Zudem präzisierte der EuGH den Begriff des End
verbrauchers. Danach sind Endverbraucher aus
schließlich nichtsteuerpflichtige Personen ohne 
Vorsteuerabzugsrecht. Unternehmer gehören nicht  
dazu, auch wenn sie im Einzelfall keinen Vorsteuer
abzug geltend machen können. Diese enge Aus
legung widerspricht der bisherigen Verwaltungs

auffassung, nach der auch Unternehmer, die nicht  
als solche handeln, als Endverbraucher eingestuft 
wurden.
Darüber hinaus stellte der EuGH klar, dass die 
Mehrwertsteuersystem-Richtlinie eine Schätzung   
zulässt, wenn eine Einzelfallprüfung praktisch 
nicht möglich ist − etwa bei Massengeschäften mit 
zahlreichen Kleinbetragsrechnungen. Eine solche 
Schätzung muss jedoch auf objektiven, aktuellen 
und verlässlichen Daten beruhen, die Art der 
Leistungen und die Kundenstruktur berücksichtigen 
und eine Widerlegung durch den Steuerpflichtigen 
ermöglichen. Damit widerspricht das Urteil der bis
lang restriktiveren Sichtweise der deutschen Finanz
verwaltung, die Schätzungen in solchen Fällen aus
drücklich ausschließt.

Hinweis: 
Mit dem Urteil stärkt der EuGH die Rechtsposi
tion von Unternehmern. Das Urteil grenzt den  
Begriff des Endverbrauchers enger ein und erlaubt 
Schätzungen bei Massengeschäften. Ob die Finanz
verwaltung ihre Praxis anpasst, bleibt abzuwarten.

Quelle: EuGH, Urt. v. 01.08.2025 - C-794/23

erkannte diese Zahlung als umsatzsteuerpflichtig 
an, versagte jedoch gleichzeitig den Vorsteuerab
zug, da die Tochtergesellschaft die wirtschaftliche 
Veranlassung und Verwendung der bezogenen 
Leistungen nicht ausreichend belegen konnte. In 
der Folge ersuchte das zuständige Gericht den 
EuGH um Klärung, ob solche Ausgleichszahlungen 
der Mehrwertsteuer unterliegen und welche Anfor
derungen an den Nachweis für den Vorsteuerabzug 
zu stellen sind.
Der EuGH wertete die Zahlungen als Entgelt für tat
sächlich erbrachte konzerninterne Leistungen und 
stellte klar, dass die erfolgsabhängige Vergütung 
trotz Variabilität aufgrund klarer Kriterien weder zu
fällig noch ungewiss sei. Zudem bestätigte er, dass 
der Vorsteuerabzug nicht allein wegen formaler 

Mängel der Rechnung versagt werden darf, sofern 
die materiellen Voraussetzungen nachweisbar sind. 
Zusätzliche Nachweise dürfen gefordert werden, um 
die tatsächliche Leistungserbringung und Nutzung 
für steuerpflichtige Umsätze zu belegen, nicht je
doch  zur Bewertung von Zweckmäßigkeit oder 
Rentabilität.

Hinweis: 
Der EuGH sorgt für mehr Klarheit und bestätigt 
variable Ausgleichszahlungen als Entgelt. Jedoch 
lässt er es unklar, wie Zahlungen ohne tatsäch
liche Leistung oder in umgekehrter Richtung zu  
behandeln sind.

Quelle: EuGH, Urt. v. 04.09.2025 - C-726/23

Äußerer Betriebsvergleich: BFH stellt amtliche Richtsätze der Finanzverwaltung als Schätzungsgrundlage in Frage

Bei der Prüfung von Betrieben nimmt das Finanz
amt (FA) häufig Hinzuschätzungen vor, sofern es die 
korrekten Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln 

kann. Eine zulässige Schätzungsmethode ist dabei 
der sogenannte äußere Betriebsvergleich, bei dem 
ein Vergleich mit den Ergebnissen anderer gleich
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1.5 Vorlagepflicht bei Außenprüfungen: Finanzamt darf E-Mails mit steuerlichem Bezug en bloc anfordern 

Wenn Unternehmen vom Finanzamt (FA) einer 
Außenprüfung unterzogen werden, stellt sich ihnen 
häufig die Frage, welche Unterlagen sie dem Prüfer 
zugänglich machen müssen. In der höchstrichter
lichen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
ist geklärt, dass die Anforderung von Unterlagen en 
bloc zulässig ist − ein Vorlageverlangen des Amts 
darf sich daher bspw. allgemein auf "Eingangs- und 
Ausgangsrechnungen", "Belege zu baren Geschäfts
vorfällen", "Unterlagen über die Einkünfte aus Ver
mietung und Verpachtung" oder "Unterlagen über die 
Einkünfte aus Kapitalvermögen" erstrecken.
Nach einem neuen Beschluss des BFH ist das FA 
im Rahmen der Außenprüfung grundsätzlich auch 
berechtigt, vom geprüften Unternehmen sämtliche 
E-Mails mit steuerlichem Bezug anzufordern. Nicht 
erlaubt ist hingegen, ein sog. Gesamtjournal anzu
fordern, das noch erstellt werden muss und auch 
Informationen zu E-Mails ohne steuerlichen Bezug 
enthält.

Im zugrunde liegenden Fall hatte das Amt im Rah
men einer Außenprüfung die Vorlage sämtlicher  
E-Mails verlangt, welche die Vorbereitung, den Ab
schluss und die Durchführung eines Agreements 
mit einer anderen Konzerngesellschaft einschließlich 
der Verrechnungspreisdokumentation betrafen. Der 
BFH gab grünes Licht für diese Anforderung und 
erklärte, dass das Amt nicht gehalten gewesen sei, die 
vorzulegenden E-Mails noch weiter zu konkretisieren; 
es habe vielmehr dem geprüften Unternehmen über
lassen können, die einschlägigen E-Mails herauszu
suchen.

Hinweis: 
Auch E-Mails gelten als Handels- und Geschäfts
briefe, die nach der Abgabenordnung geordnet auf
zubewahren sind. Dieser Pflicht unterliegen auch  
(digitale) Unterlagen über Konzernverrechnungs
preise.

Quelle: BFH, Beschl. v. 30.04.2025 - XI R 15/23

artiger Betriebe vorgenommen wird. Um die erklär
ten Umsätze und Gewinne des geprüften Betriebs 
mit gleichartigen Betrieben zu vergleichen, greift das 
FA dann auf amtliche Richtsätze zurück, die sich 
bei Prüfungen solch gleichartiger Betriebe ergeben 
haben.
Ob diese amtlichen Richtsatzsammlungen über
haupt eine tragfähige Grundlage für Hinzuschätzun
gen sind, wird vom Bundesfinanzhof (BFH) nun in 
Frage gestellt. In einem aktuellen Urteil erklärten 
die Bundesrichter, dass im Fall einer Schätzung 
von Besteuerungsgrundlagen der innere Betriebs
vergleich, der an die Daten und Verhältnisse des 
geprüften Betriebs selbst anknüpft, im Verhältnis 
zum äußeren Betriebsvergleich grundsätzlich als die 
zuverlässigere Schätzungsmethode anzusehen sei. 
Dies müssen FA und Finanzgericht bei der Ausübung 
des ihnen im Rahmen einer Schätzung zustehenden 
Ermessens berücksichtigen, auch wenn sie bei der 
Wahl ihrer Schätzungsmethoden grundsätzlich frei 
sind.
Der BFH äußerte zudem erhebliche Zweifel daran, 
dass sich die amtliche Richtsatzsammlung des Bun
desfinanzministeriums in ihrer bisherigen Form als 
Grundlage für eine Schätzung eigne. Begründet  

wird dies mit der fehlenden statistischen Repräsen
tativität der zur Ermittlung der Richtsätze herange
zogenen Daten zum einen und dem kategorischen 
Ausschluss bestimmter Gruppen von Betrieben bei 
der Ermittlung der Richtsatzwerte zum anderen.
Die Finanzverwaltung darf zur Ermittlung von 
Vergleichsdaten zwar durchaus Datenbanken auf
bauen und verwenden − auch wenn diese nicht 
allgemein zugänglich sind. Die Gerichte können 
aber gehalten sein, Rückfragen über die Zusam
menstellung und Ableitung der anonymisierten Ver
gleichsdaten zu stellen. Können solche Fragen aus 
Gründen des Steuergeheimnisses oder aus anderen 
Gründen nicht beantwortet werden, geht dies nach 
Auffassung des BFH zulasten des Beweiswertes der 
Vergleichsdaten − somit zulasten des FA.

Hinweis: 
Unternehmen, die sich Hinzuschätzungen auf 
Grundlage der amtlichen Richtsätze ausgesetzt 
sehen, erhalten durch die BFH-Entscheidung kräftig 
Rückenwind, wenn sie gegen ihre Schätzungen 
gerichtlich vorgehen.

Quelle: BFH, Urt. v. 18.06.2025 - X R 19/21
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Aktualisierte Vordrucke: Umsatzsteuererklärung für die Fahrzeugeinzelbesteuerung 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schrei
ben vom 25.08.2025 die Vordruckmuster sowie die 
dazugehörige Anleitung zur Umsatzsteuererklärung 
für die Fahrzeugeinzelbesteuerung aktualisiert. Die 
Anpassungen erfolgen vor dem Hintergrund des 
Onlinezugangsgesetzes vom 14.08.2017, das Bund 
und Länder verpflichtet, ihre Verwaltungsleistungen 
auch elektronisch anzubieten. Ergänzend ermöglicht 
Artikel 16 des Jahressteuergesetzes 2022 die elektro
nische Übermittlung der Steuererklärung über den 
innergemeinschaftlichen Erwerb eines neuen Fahr
zeugs. Für die Fahrzeugeinzelbesteuerung stehen 
folgende Vordrucke zur Verfügung:

USt 1 B: Umsatzsteuererklärung für die Fahrzeug
einzelbesteuerung
Anlage USt 1 B: Anlage zur Umsatzsteuererklä
rung für die Fahrzeugeinzelbesteuerung
Anleitung USt 1 B: Anleitung zur Umsatzsteuer
erklärung für die Fahrzeugeinzelbesteuerung

Der Vordruck USt 1 B ist insbesondere für folgende 
Erwerber vorgesehen: Privatpersonen, nichtunterneh
merisch tätige Personenvereinigungen sowie Unter
nehmer, die das Fahrzeug für ihren nichtunterneh
merischen Bereich erwerben. Für jedes erworbene 
neue Fahrzeug ist dabei eine separate Umsatz
steuererklärung abzugeben. Nicht zu verwenden ist 

der Vordruck USt 1 B in Fällen, in denen Fahrzeuge 
von Unternehmern für ihren unternehmerischen 
Bereich oder von juristischen Personen, die keine 
Unternehmer sind bzw. die das Fahrzeug nicht für  
ihr Unternehmen anschaffen, erworben werden.
Hier ist der innergemeinschaftliche Erwerb in der Um
satzsteuer-Voranmeldung (Vordruckmuster USt 1 A) 
und der Umsatzsteuerjahreserklärung (Vordruck
muster USt 2 A) zu erfassen.
Besondere Regelungen gelten für ausländische 
Missionen und berufskonsularische Vertretungen.  
Für diese ist seit dem 01.01.2022 das Bundeszen
tralamt für Steuern zuständig, das entsprechende 
eigene Formulare bereitstellt.

Hinweis: 
Die Vordrucke sind nicht online ausfüllbar. Die 
Umsatzsteuererklärung ist grundsätzlich elektro
nisch über die vorgeschriebene Schnittstelle zu 
übermitteln. Weitere Informationen gibt es unter  
www.elster.de. Das neue BMF-Schreiben ersetzt 
dasjenige vom 26.01.2022.

Quelle: BMF-Schreiben v. 25.08.2025 - III C 3 - S 7352-a/00004/ 

003/061

Ausstellung von Rechnungen: Mehrsprachige Angaben erlaubt 

Wie flexibel dürfen Rechnungen in der EU sein? Das 
Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben 
vom 17.09.2025 klargestellt, dass bestimmte Pflicht
angaben nach § 14 und § 14a Umsatzsteuergesetz 
auch in anderen Amtssprachen der EU zulässig 
sind. Die Regelungen wurden in enger Abstim
mung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder erarbeitet und dienen der Rechtssicherheit  
bei der Rechnungsstellung. In diesem Zusammen
hang wurde der Umsatzsteuer-Anwendungserlass 
(UStAE) angepasst.
Für bestimmte Pflichtangaben auf Rechnungen kön
nen demnach statt der deutschen Begriffe auch 
Formulierungen verwendet werden, die in anderen  
EU-Amtssprachen für die Rechnungsangaben nach 
der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie üblich sind. 

Dies erleichtert grenzüberschreitende Geschäfts
beziehungen und stellt sicher, dass Rechnungen in  
allen Mitgliedstaaten anerkannt werden. Eine Über
sicht der in anderen Amtssprachen zulässigen Be
griffe findet man in der neu eingefügten Anlage 8  
zum UStAE.

Hinweis: 
Die Grundsätze des BMF-Schreibens gelten für  
alle offenen Fälle. Unternehmen können damit be
stimmte Rechnungsangaben in der jeweiligen EU-
Amtssprache ausweisen, ohne dass dies zu Bean
standungen durch die Finanzverwaltung führt.

Quelle: BMF-Schreiben v. 17.09.2025 - III C 2 - S 7290/00003/ 

003/013
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IOSS vs. Special Arrangement: Doppelbesteuerungsfalle bei Warensendungen aus Drittland 

Für Sendungen aus einem Drittland mit einem 
Warenwert von bis zu 150 EUR stehen zwei verein
fachte Einfuhrverfahren zur Verfügung, die grund
sätzlich nicht gleichzeitig genutzt werden dürfen: 
der Import-One-Stop-Shop (IOSS) und das Special 
Arrangement. Das Finanzgericht Hessen (FG) 
musste kürzlich klären, welche Konsequenzen sich 
ergeben, wenn irrtümlich beide Verfahren für ein  
und dieselbe Sendung genutzt werden.
Der Kläger im Besprechungsfall hatte im Juli 2021 
über eine Onlineplattform bei einem Verkäufer 
außerhalb der EU zwei Sets Farbdias bestellt. Der 
Transportdienstleister meldete die Waren im Rah
men des Special Arrangements als direkter Ver
treter des Käufers zur Einfuhr an, ohne eine IOSS- 
Identifikationsnummer anzugeben. Die Zollbehörde 
berechnete daraufhin die reguläre Einfuhrumsatz
steuer.
Der Kläger hielt dies für eine Doppelbesteuerung, 
da der Plattformbetreiber bereits zusammen mit 
dem Kaufpreis die Umsatzsteuer über das IOSS- 
Verfahren eingezogen und abgeführt habe. Die 
Zollverwaltung lehnte eine Korrektur indes ab und  
verwies auf die Abwicklung zwischen Käufer und 
Verkäufer.
Das FG bestätigte die Rechtmäßigkeit des Einfuhr
umsatzsteuerbescheids. Bei der Einfuhr werden im
mer sowohl die Lieferung als auch die Einfuhr der 
Ware steuerlich erfasst. Die beiden vereinfachten 
Verfahren sollen eine Doppelbesteuerung vermeiden. 
Beim IOSS gilt die Lieferung als im Inland erbracht 

und die Einfuhr kann unter Angabe einer IOSS-
Nummer steuerfrei sein. Beim Special Arrangement 
wird die Einfuhrumsatzsteuer beim Empfänger er
hoben, während die Lieferung außerhalb der EU 
steuerlich neutral bleibt. Die Anmeldung erfolgt 
dabei im Namen des Empfängers. Im Urteilsfall 
erfolgte die Anmeldung korrekt über das Special 
Arrangement auf Rechnung des Käufers, so dass  
eine Steuerbefreiung nicht möglich war, da keine 
IOSS-Nummer angegeben wurde.
Obwohl beide Verfahren eine Doppelbesteuerung 
verhindern sollen, entstand der Konflikt hier durch 
die fehlende Abstimmung zwischen Plattform, Ver
käufer und Transportdienstleister. Die Doppelbe
steuerung wurde hier ausnahmsweise akzeptiert; 
Rückabwicklung oder Schadenersatz müssen die 
Vertragspartner unter sich regeln. Das FG betonte 
zudem, dass der Kläger die Sendung bewusst 
angenommen und die Möglichkeit einer Rücksen
dung zur Steuerkorrektur nicht genutzt habe. Eine 
Aufhebung des Einfuhrumsatzsteuerbescheids hätte 
Missbrauch ermöglicht, da der Kläger parallel die 
Plattform zur Korrektur der IOSS-Anmeldung hätte 
auffordern können.

Hinweis: 
Eine Revision beim Bundesfinanzhof wurde nicht 
zugelassen.

Quelle: FG Hessen, Urt. v. 24.06.2025 - 7 K 165/22

Im Nachgang zur Pandemie: Gewerbesteuer auf den Gewinn aus einem Testzentrum 

Die Zeiten, als viele von uns "Stammgast" im 
Corona-Testzentrum waren, sind vorbei. Auch vor der 
Pandemie gab es dieses Geschäftsfeld noch nicht. 
Allerdings sind nun im Nachhinein die Einkünfte  
aus diesen Testzentren zu versteuern. In der Regel 
haben sich hieraus Gewinne ergeben. Es stellt sich 
daher die Frage, ob bei dem Betrieb eines Test
zentrums eine selbstständige Tätigkeit oder ein Ge
werbebetrieb vorliegt. Von der Beantwortung dieser 
Frage hängt die Gewerbesteuer ab. Das Finanzgericht 
Düsseldorf  (FG) musste hierüber kürzlich entschei
den.
Der Antragsteller betrieb ein Corona-Testzentrum,  
für das er eine Gewerbeanmeldung abgab. Für das 
Jahr 2022 reichte er eine Einnahmenüberschuss

rechnung ein. Eine Gewerbesteuererklärung gab er 
hingegen nicht ab, da er der Ansicht war, mit dem 
Betrieb des Testzentrums eine freiberufliche Tätigkeit 
auszuüben. Es handle sich insoweit um einen den 
im Gesetz genannten Katalogberufen vergleichbaren 
Beruf. Das Finanzamt sah dies anders und erließ 
einen Gewerbesteuermessbescheid für 2022.
Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung des 
Gewerbesteuermessbescheids vor dem FG war un
begründet. Auch für das Gericht bestanden keine  
ernstlichen Zweifel an dessen Rechtmäßigkeit. Der 
Betrieb des Corona-Testzentrums durch den Antrag
steller stelle eine gewerbliche Tätigkeit dar und unter
liege daher der Gewerbesteuer. Er erfülle unstreitig 
alle Merkmale der Definition des Gewerbebetriebs. Er 
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Hinweise von der Oberfinanzdirektion: So funktioniert die Vorsteuerberichtigung 

Wann müssen Unternehmen ihren Vorsteuerabzug 
anpassen, um keine Risiken einzugehen? Die Ober
finanzdirektion Baden-Württemberg (OFD) hat in 
ihrer Verfügung vom 27.03.2025 ausführlich erläu
tert, wie Vorsteuerberichtigungen bei Änderungen 
der rechtlichen Beurteilung, bei einer Berufung auf 
unionsrechtliche Steuerbefreiungen sowie bei fort
laufendem Bau in Bauabschnitten zu handhaben 
sind. Die Regelungen betreffen vor allem die Kor
rektur von Vorsteuerbeträgen bei gleichbleibender 
Nutzung, fehlerhafter Beurteilung oder gestaffeltem 
Baufortschritt.
Eine Änderung der Verhältnisse liegt auch dann vor, 
wenn sich die rechtliche Beurteilung der Vorsteuer
abzugsfähigkeit als unzutreffend herausstellt, ob
wohl die Verwendungsumsätze unverändert bleiben.  
War die ursprüngliche Beurteilung des Vorsteuer
abzugs in Bezug auf das Unternehmen fehlerhaft, 
ist eine Korrektur nicht mehr möglich. Der Fehler 
hätte bereits beim ursprünglichen Vorsteuerabzug 
berücksichtigt werden müssen. Voraussetzung für 
eine Berichtigung ist, dass die Steuerfestsetzung für 
das Abzugsjahr bestandskräftig und unabänderbar 
ist. Erst ab diesem Zeitpunkt kann eine Berichtigung 
im Folgejahr erfolgen. Auch wenn der Fehler auf 
falschen sachlichen Annahmen beruht, gelten die
selben Grundsätze für die Korrektur.
Bei national steuerpflichtigen Umsätzen, die nach 
EU-Recht steuerbefreit wären, ist der Vorsteuerab
zug korrekt, solange im Abzugsjahr keine Berufung  

auf die Steuerbefreiung erfolgt. Nimmt der Unter
nehmer die EU-Steuerbefreiung jedoch in einem 
späteren Jahr in Anspruch, liegt eine Änderung der 
Verhältnisse vor und der Vorsteuerabzug kann auch 
im Folgejahr korrigiert werden.
Bei fortlaufend verwendeten Wirtschaftsgütern, etwa 
in Bauabschnitten errichteten Gebäuden, erfolgt die 
Vorsteuerberichtigung pro Teilbereich ab dem Zeit
punkt der erstmaligen Nutzung. Das Recht auf  
Vorsteuerabzug aus Anzahlungen entsteht bereits 
mit Zahlung und Rechnungserteilung. Änderungen 
in der Verwendungsabsicht wirken jedoch nur für 
zukünftige Zahlungen und haben keine Rückwirkung.
Bei der Berichtigung ist von den gesamten Vor
steuerbeträgen auszugehen, die auf das jeweilige 
Berichtigungsobjekt entfallen. Grundlage bildet das 
prozentuale Verhältnis des ursprünglichen Vor
steuerabzugs zum Gesamtvorsteuervolumen, die 
sogenannte Vorsteuerquote. Auf dieser Basis werden 
das Vorsteuervolumen, die abzugsfähige Vorsteuer 
und die daraus resultierende Vorsteuerquote für die 
Berichtigung ermittelt.

Hinweis: 
In ihrer Verfügung veranschaulicht die OFD die 
Vorsteuerberichtigung bei Bauabschnitten und bei 
unzutreffender rechtlicher Beurteilung anhand von 
Beispielen.

Quelle: OFD Baden-Württemberg, Vfg. v. 27.03.2025 - S 7316

stelle jedoch keine Ausübung eines freien Berufs, 
insbesondere keinen einem Katalogberuf ähn
lichen Beruf dar.
Die Vergleichbarkeit der Tätigkeit des Antragstel
lers mit der eines Arztes scheitere bereits daran, 
dass der Antragsteller keine der Ausbildung eines 
Arztes vergleichbare wissenschaftliche Ausbil
dung absolviert habe. Auch sei die tatsächlich  
vom Antragsteller im Rahmen des Betriebs des 
Corona-Testzentrums ausgeübte Tätigkeit nicht 
mit der eines Arztes vergleichbar, und zwar selbst 
dann nicht, wenn man primär auf die Vornahme 
der sogenannten Schnelltests als wesentlichen  
Teil der gesamten Berufstätigkeit abstellte.

Hinweis: 
Das Finanzgericht Köln hatte hiervon abweichend 
in einem anderen Streitfall entschieden, dass der 
Betrieb eines Corona-Testzentrums eine selbst
ständige Tätigkeit darstellt. Allerdings wurden die 
Tests dort von Ärzten durchgeführt und dienten 
als Vorbereitung für die PCR-Tests ("Materialge
winnung"). Die Frage nach der Gewerbesteuer
pflicht ist daher stets vom Einzelfall abhängig und 
nicht immer einfach zu entscheiden.

Quelle: FG Düsseldorf, Beschl. v. 23.07.2025 - 14 V 907/25 A (G)
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Einheitlich erteilte verbindliche Auskunft: Bei mehreren Antragstellern darf nur eine Gebühr erhoben werden 

Nicht nur im zwischenmenschlichen Miteinander ist 
Verbindlichkeit ein hohes Gut − auch im Verhältnis 
zwischen Steuerzahler und Finanzamt (FA) möchte 
man auf das Wort des anderen vertrauen können. 
Um diese Verlässlichkeit herzustellen, bietet sich 
eine verbindliche Auskunft an: Will ein Steuerzahler 
rechtssicher abklären lassen, welche steuerlichen 
Folgen ein noch nicht verwirklichter Sachverhalt  
(z. B. eine geplante Firmenumstrukturierung) haben 
wird, kann er eine solche Auskunft bei seinem FA 
beantragen. Die Auskunft löst zwar Gebühren aus, 
bietet aber den Vorteil, dass sich das FA an die darin 
enthaltenen Aussagen bindet. Wird der Sachverhalt 
vom Steuerzahler später wie angekündigt umgesetzt, 
kann er sich im Besteuerungsverfahren also auf die 
Auskunft berufen.
Kürzlich hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, 
dass die Gebühr für die Bearbeitung einer verbind
lichen Auskunft gegenüber mehreren Antragstellern 
nur einmal erhoben werden kann, wenn die Aus
kunft den Antragstellern gegenüber tatsächlich ein
heitlich erteilt wird. Im zugrunde liegenden Fall  

hatten acht an einer Holdinggesellschaft beteiligte 
Kläger eine Umstrukturierung geplant und das FA 
gemeinsam um eine verbindliche Auskunft zu 
diesem Sachverhalt gebeten. Das Amt erteilte acht 
inhaltsgleiche Auskünfte und erließ acht Gebühren
bescheide über jeweils 109.736 EUR (gesetzliche 
Höchstgebühr). Die Kläger waren demgegenüber der 
Meinung, dass die Höchstgebühr nicht acht Mal, 
sondern lediglich ein Mal angefallen sei.
Der BFH gab ihnen Rückendeckung und erklärte, 
dass nur die einmalige Gebühr berechnet werden 
kann; diese schulden alle Antragsteller als Gesamt
schuldner. Das Amt hatte dem Antrag, der auf die 
einheitliche Erteilung der verbindlichen Auskunft ge
richtet gewesen war, uneingeschränkt entsprochen. 
Dass es jedem Kläger einen entsprechenden Bescheid 
übermittelt habe, änderte nach Auffassung des BFH 
nichts daran, dass in der Sache nur eine einzige 
verbindliche Auskunft vorliege.

Quelle: BFH, Urt. v. 03.07.2025 - IV R 6/23

Versicherungsschutz für Selbstständige: Diese Versicherungsbeiträge lassen sich als Betriebsausgaben absetzen

Das Finanzamt erkennt Versicherungsprämien von 
Selbstständigen als Betriebsausgaben an, wenn die 
Versicherung ein betriebliches Risiko absichert. Voll 
absetzbar sind daher u. a. folgende betrieblich ver
anlasste Versicherungen:

Betriebs- und Berufshaftpflicht
Betriebsunterbrechungs- und Betriebsausfallver
sicherung
Feuer- und Diebstahlversicherung für Betriebs
gelände
Forderungsausfallversicherung
Kasko-, Haftpflicht- und Unfallversicherung für 
betriebliche Fahrzeuge
Rechtsschutz
Unfallversicherung
Unternehmerversicherung in der Berufsgenossen
schaft

Vermögensschadenshaftpflicht
Sichern Selbstständige hingegen ein privates Risiko 
ab (z. B. Berufsunfähigkeit, Krankheit, Unfall oder 
Tod), bleibt für die Versicherungsprämien nur ein 
beschränkter Sonderausgabenabzug.

Hinweis: 
Erfassen Versicherungen sowohl betriebliche als 
auch private Risiken (z. B. kombinierte Rechtsschutz
versicherungen), ist nur der betrieblich veranlasste 
Anteil als Betriebsausgabe absetzbar. Sofern der An
teil nicht bereits auf der Rechnung der Versicherer 
gesondert aufgeschlüsselt ist, sollten Selbstständige 
zum Abzug der anteiligen Versicherungsprämien eine 
Aufgliederung der Kosten verlangen.

Quelle: Recherche Deubner Recht & Steuern

2. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN 
FÜR ALLE STEUERZAHLER

•
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NACE Revision 2.1: Neue Codes zur Klassifikation der Wirtschaftszweige

Mit Wirkung zum 01.01.2025 wurden die NACE-
Codes (Klassifikation der Wirtschaftszweige), mit 
denen die Geschäftstätigkeit von Unternehmen über 
eine vierstellige Zahl beschrieben wird, durch die 
Verordnung 2023/137 der Europäischen Kommission 
aktualisiert. Die aktuelle Version, NACE Revision 2.1, 
steht auf der EU-Webseite zur Verfügung.
Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat die 
neuen NACE-Codes bereits in das Formular "Antrag 
auf Vorsteuervergütung im EU-Ausland durch inlän
dische Unternehmer" integriert. Einzelne EU-Mit
gliedstaaten haben die neuen Codes jedoch noch 
nicht in ihre Systeme übernommen. Dies kann dazu 
führen, dass Anträge, die über das BZSt weiter
geleitet werden, von den Portalen dieser Staaten 
technisch zurückgewiesen werden. Aktuell betrifft 
das insbesondere Litauen und Rumänien. Um Ab
lehnungen zu vermeiden, empfiehlt das BZSt bei 
Antragstellungen bezüglich dieser Länder folgendes 
Vorgehen:

Prüfen Sie, ob der neue NACE-Code Ihres Wirt
schaftszweigs dem bis zum 31.12.2024 geltenden 
Code entspricht. Ist dies der Fall, müssen Sie nichts 
weiter unternehmen.
Ist der neue Code nicht in der alten Codeliste ent
halten, wählen Sie einen Code, der sowohl in der 
alten als auch in der neuen Liste enthalten ist und 
Ihrer Tätigkeit möglichst genau entspricht.
Tragen Sie diesen Code im Antrag in das Feld 
"Tätigkeit des Antragstellers" ein.

Hinweis: 
Sollte ein bereits gestellter Antrag auf technischem 
Wege abgelehnt worden sein, wird das BZSt die 
Antragsteller zeitnah kontaktieren.

Quelle: BZSt, Online-Meldung v. 11.09.2025

1.

2.

3.

Gesellschafter-Geschäftsführer: Unterliegt eine verbotene Pkw-Nutzung durch den Geschäftsführer der Lohn
steuer?

Als Geschäftsführer einer GmbH erhalten Sie einen 
Arbeitslohn. Sind Sie auch noch Alleingesellschafter 
der GmbH, müssen Sie quasi die Gehaltsverhand
lung mit sich selbst führen. Neben dem Gehalt 
können noch weitere geldwerte Vorteile gewährt 
werden wie etwa ein Firmenwagen. Dabei kann 
vereinbart werden, dass ein solcher nicht privat 
genutzt werden darf. Wie aber ist es, wenn das 
Finanzamt dies nicht glaubt? Im Streitfall musste 
das Finanzgericht Düsseldorf (FG) entscheiden, ab  
wann von einer Privatnutzung auszugehen ist und 
wie diese steuerlich zu berücksichtigen ist.
Gegen die Klägerin, eine GmbH, wurde ein Lohn
steuer-Haftungsbescheid erlassen. Im Streitzeitraum 
war die Klägerin Eigentümerin eines Pkw, der dem 
Alleingesellschafter-Geschäftsführer nur für betrieb
liche Fahrten zur Verfügung stand. Die Nutzung  
wurde auch durch Fahrtenbücher dokumentiert. Im 
Jahr 2016 wurde als Ergänzung zum Geschäfts
führervertrag eine monatliche Bruttovergütung von 
5.000 EUR vereinbart, jedoch weiterhin − wie im 
ursprünglichen Vertrag − nichts zur Pkw-Nutzung 
geregelt.

Im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprüfung kam 
das Finanzamt auf Grundlage nicht ordnungsgemäß 
geführter Fahrtenbücher zu dem Ergebnis, der 
Geschäftsführer habe den Pkw auch privat genutzt.
Dagegen wandte sich die Klägerin vor dem FG und 
war erfolgreich. Der Geschäftsführervertrag enthielt 
keine Vereinbarung über die Privatnutzung des Pkw. 
Auch konnte keine vertragswidrige private Pkw-
Nutzung durch den Geschäftsführer festgestellt 
werden. Dagegen sprach vor allem die Existenz eines 
umfangreichen privaten "Fuhrparks" des Geschäfts
führers, der mehrere vergleichbare Fahrzeuge um
fasste.
Dass der Geschäftsführer für Privatfahrten diese 
Privatfahrzeuge nutzte, erschien insofern plausibel, 
als die GmbH unter der Wohnadresse des Ge
schäftsführers ansässig war. Er konnte daher ohne 
weiteres auf seinen privaten Fuhrpark zugreifen.  
Auch lag im Streitfall keine verdeckte Gewinnaus
schüttung vor, da es an einer Leistung an den Gesell
schafter mangelte.

Quelle: FG Düsseldorf, Urt. v. 30.06.2025 - 14 K 1478/22 L,H(L)
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Zweiter Haushalt eines Diplomaten im Ausland: Vom Dienstherrn als notwendig anerkannte 200-qm-Wohnung ist 
voll absetzbar 

Wenn Arbeitnehmer im Inland eine doppelte Haus
haltsführung unterhalten, dürfen sie die Kosten für 
ihre Zweitwohnung (Unterkunftskosten) nur mit  
max. 1.000 EUR pro Monat als Werbungskosten 
abziehen. Diese im Einkommensteuergesetz fest
gelegte Deckelung gilt jedoch nicht bei Zweitwoh
nungen, die sich im Ausland befinden. In diesen 
Fällen sagt das Gesetz lediglich aus, dass nur die 
notwendigen Kosten abziehbar sind. Es muss dann 
einzelfallabhängig geklärt werden, was beim Arbeit
nehmer an seinem Zweitwohnsitz "zur Zweckver
folgung erforderlich" ist.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt im Fall eines 
Beamten entschieden, dass bei dieser Prüfung den 
Festlegungen des Dienstherrn zu folgen ist. Im 
vorliegenden Fall war ein lediger Mitarbeiter des 
Auswärtigen Amts (Beamter des höheren Diensts)  
in einer Botschaft im Ausland tätig gewesen und 
hatte vor Ort eine 200 qm große Wohnung bezogen, 
in der er nicht nur wohnen, sondern auch dienst
liche Repräsentationsaufgaben wahrnehmen sollte.
Während der Mietleitfaden des Auswärtigen Amts  
für privat und beruflich genutzte Wohnungen von 

Ledigen eine notwendige Wohnfläche von 140 qm 
definierte, erkannte der Dienstherr die Wohnung 
des Beamten bei der Zahlung eines Mietzuschusses 
vollumfänglich als notwendig an (keine Kürzung 
auf 140 qm). Das deutsche Finanzamt (FA) kürzte 
dem Diplomaten die abziehbaren Kosten der Zweit
wohnung jedoch auf eine Wohnungsgröße von  
140 qm und zog davon den Mietzuschuss des 
Dienstherrn ab.
Der BFH belehrte das FA eines Besseren und ent
schied, dass die kompletten Kosten der 200-qm-
Wohnung anzuerkennen sind, weil die Unterkunft 
vollumfänglich notwendig war. Dies ergab sich 
nach Gerichtsmeinung aus dem Umstand, dass  
der Dienstherr die Unterkunftskosten bei der Be
rechnung seines Mietzuschusses vollumfänglich als 
notwendig anerkannt hatte. Steuerlich muss dem  
gefolgt werden; es kommt nach Ansicht des BFH  
nicht auf die Festlegungen in beamtenrechtlichen 
Regelungen (Mietleitfaden) an.

Quelle: BFH, Urt. v. 17.06.2025 - VI R 21/23

Kommt es zu Konflikten mit dem Arbeitgeber, z. B. 
wegen einer ungerechtfertigten Abmahnung, einer 
Kündigung, eines unangemessenen Arbeitszeug
nisses, Diskriminierung am Arbeitsplatz oder aus
bleibenden Lohnzahlungen, muss der Arbeitnehmer 
für Rechtsberatung und -verteidigung häufig tief  
in die Tasche greifen. Absichern lässt sich dieses  
Risiko über eine Berufsrechtsschutzversicherung, die 
dann die Kosten für einen Anwalt bzw. ein Gerichts
verfahren übernimmt.
Das Finanzamt (FA) erkennt Kosten für eine Rechts
schutzversicherung als Werbungskosten an, wenn 
mit ihr berufliche Risiken und Einnahmequellen 
abgesichert werden. Aus diesem Grund ist ein Be
rufsrechtsschutz steuerlich absetzbar. Viele  Rechts
schutzversicherungen werden jedoch als Kombi
paket angeboten; in diesem Fall ist nur der  
Beitragsanteil für den Berufsrechtsschutz steuerlich 
absetzbar. Manche Versicherer weisen diesen von 
selbst auf der Beitragsrechnung aus.

Hinweis: 
Steuerzahler sollten ihre Versicherungsunterlagen da
hin gehend prüfen und im Zweifel beim Versicherer 
eine Beitragsaufschlüsselung unterteilt nach beruf
lichen und privaten Anteilen anfordern, um den 
absetzbaren Anteil belegen zu können. Ohne diese 
Aufteilung kann das FA den Abzug ablehnen. Es 
kann aber durchaus vorkommen, dass eine eigene 
Schätzung des prozentualen Anteils ohne Nachweis 
akzeptiert wird.

Ein greifbarer steuerlicher Vorteil entsteht aus dem 
Abzug von Berufsrechtsschutzkosten nur, wenn 
durch die Kosten die Werbungskostenpauschale 
von derzeit 1.230 EUR im Jahr überschritten wird. 
Zu den weiteren berufsbezogenen Werbungskosten 
zählen bspw. Fahrtkosten, Homeoffice-Pauschale, 
Arbeitszimmer, Arbeitsmittel, Arbeitskleidung, sowie 
Bewerbungs- oder Fortbildungsausgaben.

Berufsrechtsschutz: Versicherungsbeiträge können als Werbungskosten abgesetzt werden 



Jahr des Bauabschlusses 	 7 % der Kosten, max. 14.000 EUR
2. Jahr 	 7 % der Kosten, max. 14.000 EUR
3. Jahr 	 6 % der Kosten, max. 12.000 EUR
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Eigenheimbesitzer aufgepasst: So lassen sich die Kosten für Fenstertausch, Heizungsumbau & Co. absetzen

Wer eine Immobilie bewohnt, die älter als 
zehn Jahre ist, kann die Kosten für energe
tische Baumaßnahmen wie folgt von der Ein
kommensteuer absetzen:

Bodenrichtwert: Eine Frage der richtigen Zuordnung

Die Grundsteuerreform 2022 hat für Eigentümer 
bedeutende Änderungen mit sich gebracht. Seit dem 
01.01.2022 wurden bzw. werden alle Grundstücke 
neu bewertet. Bei der Bewertung von unbebauten 
Grundstücken war bzw. ist die Fläche mit dem 
jeweils geltenden Bodenrichtwert zu multiplizieren. 
Es gibt Bodenrichtwertzonen, bei denen es nicht nur 
einen, sondern zwei Bodenrichtwerte gibt − nämlich 
einen für baureifes Land und einen für Land- und 
Forstwirtschaft.
Im Streitfall ging das Finanzamt (FA) davon aus,  
dass keiner der Werte greife. Insbesondere nicht 
der für Land- und Forstwirtschaft, da kein Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft auf dem Grundstück 
geführt werde. Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) 
musste nun letztlich entscheiden, welcher Boden
richtwert anzusetzen ist.

Die Kläger bewohnen ein Hausgrundstück in C.  
Dabei handelt sich um eine Siedlung im Außen
bereich. Auf der einen Seite des Hauses verläuft 
die Straße, auf der anderen befindet sich ihr Flur
stück N01. Das Flurstück N01 befindet sich zum  
01.01.2022 in einer weitläufigen Bodenrichtwert
zone, die für eine landwirtschaftliche Nutzung  
5,50 EUR/qm und für baureifes Land im Außen
bereich einen Bodenrichtwert von 90 EUR/qm aus
weist. Das FA bewertete das Flurstück mit einem  
Bodenrichtwert von 90 EUR/qm und setzte den 
Grundsteuerwert daher auf 91.800 EUR fest. Nach 
Ansicht der Kläger war jedoch nur ein Bodenricht
wert von 5,50 EUR/qm anzusetzen, da es sich nicht  
um baureifes Land handele.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Das FA 
hatte zu Unrecht nicht den Bodenrichtwert von 

Hinweis: 
Wer keinen Berufsrechtsschutz besitzt, kann die 
selbst getragenen Anwalts- und Gerichtskosten eines 
Berufsrechtsstreits ebenfalls als Werbungskosten ab

setzen, da auch diese in Zusammenhang mit dem 
Arbeitsverhältnis stehen.

Quelle: Lohnsteuerhilfe Bayern e. V., Pressemeldung v. 09.09.2025

Insgesamt können somit Kosten von max.  
40.000 EUR steuerlich geltend gemacht werden. 
Absetzbar sind u. a. die Kosten für die Wärmedäm
mung von Wänden, Dächern und Geschossdecken, 
neue Fenster- und Außentüren, den Einbau einer 
Lüftungsanlage und die Erneuerung der Heizungs
anlage. Damit das Finanzamt die Absetzung akzep
tiert, müssen aber einige Voraussetzungen erfüllt 
sein:

Das Objekt muss selbst bewohnt sein
Die Kosten dürfen nicht als Betriebsausgaben,  
Werbungskosten, Sonderausgaben oder außer
gewöhnliche Belastungen abziehbar sein
Die Rechnung muss in deutscher Sprache aus
gestellt sein
Die Zahlung muss unbar erfolgt sein
Es darf keine anderweitige Förderung fließen (z. B. 
über KfW-Zuschuss oder Denkmal-AfA)

Weitere Voraussetzung für den Kostenabzug bei  
energetischen Baumaßnahmen ist, dass das ausfüh
rende Fachunternehmen über die Baumaßnahmen 
eine Bescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem 
Muster ausstellt. Das Bundesministerium der Finan
zen hat die Details hierzu kürzlich in einem aktuali
sierten Schreiben dargestellt.

Hinweis: 
Vor Beginn der Baumaßnahme sollte gemeinsam  
mit dem steuerlichen Berater geprüft werden, ob eine 
staatliche Förderung (z. B. über die KfW) zur Siche
rung der steuerlichen Absetzbarkeit möglicherweise 
gezielt ausgeschlagen werden sollte.

Quelle: BMF-Schreiben v. 21.08.2025 - IV C 1 - S 2296-c/00004/ 

018/050
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2.8

2.9

Veräußerungsgeschäfte: Versteuerung einer privaten Vermögensverwaltung

Für die Zukunft Vorsorge zu treffen ist wichtig. Eine 
Möglichkeit hierzu stellt die Investition in Wert
papiere (oder verwandte Anlageformen wie etwa 
Devisentermingeschäfte) dar. Denkbar sind sowohl 
Investitionen in langfristige als auch kurzfristige 
Anlagen. Man muss allerdings darauf achten, nicht 
unbemerkt in einen gewerblichen Handel hineinzu
rutschen. Das Finanzgericht München (FG) musste 
in einem solchen Fall entscheiden.
Die Kläger wurden im Streitjahr 2012 als Ehegatten 
zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Im 
selben Jahr handelte der Kläger bei mehreren 
Schweizer Banken mit Fremdwährungen und schloss 
Devisentermingeschäfte ab. Dabei veräußerte er im 
Rahmen eines Eröffnungsgeschäfts eine Währung 
gegen eine zweite Fremdwährung auf einen festen 
Termin zu einem am Abschlusstag fest mit der 
Bank vereinbarten Terminkurs, ohne jeweils die ver
äußerte Fremdwährung zu besitzen. Diesem folgte 
zeitverzögert ein Gegengeschäft.
Insgesamt tätigte der Kläger im Streitjahr mehrere 
hundert dieser Geschäfte. Nach einer Außenprüfung 
und umfangreichem Schriftverkehr war das Finanz
amt der Ansicht, es liege ein gewerblicher Wert
papierhandel vor.

Das FG sah allerdings keine gewerblichen Einkünfte, 
da unter anderem kein in kaufmännischer Weise 
eingerichteter Geschäftsbetrieb vorlag. Die Mitbe
nutzung eines dem Steuerpflichtigen aus anderen 
Gründen ohnehin zur Verfügung stehenden Büros 
reiche dafür nicht aus. Auch sei der Kläger weder 
als gewerbsmäßiger Wertpapierhändler noch "bank
ähnlich" bzw. "bankentypisch" aufgetreten.
Trotz Unterschreitens der Jahresfrist lagen auch  
keine Veräußerungsgeschäfte vor. Denn laut Gesetz 
muss eine Anschaffung vor der Veräußerung erfol
gen.  Im Streitfall erfolgte aber eine Lieferung der  
jeweiligen Währungen am selben Stichtag. Insoweit  
bestand eine Regelungslücke, die sich der Kläger in 
zulässiger Weise zunutze gemacht hat. Diese Lücke 
wurde erst 2016 − also nach dem Streitjahr 2012 −
geschlossen.

Hinweis: 
Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Insbe
sondere Investoren werden hierbei ein Augenmerk 
darauf legen, inwieweit die Grenze zwischen privater 
Vermögensverwaltung und gewerblicher Tätigkeit 
gezogen wird.

Quelle: FG München, Urt. v. 03.04.2025 - 11 K 2041/21, Rev. (BFH: 

X R 13/25)

NFT-Verkäufe als Steuerfalle: Vom Wallet zur Umsatzsteuer

Der Markt für nichtteilbare Kryptowerte, sogenannte 
Non-Fungible Token (NFT), wächst rasant, doch die 
steuerliche Behandlung bleibt komplex. Nun hat 
das Finanzgericht Niedersachsen (FG) mit einem 
Urteil erstmals Grundsätze zur umsatzsteuerlichen 

Behandlung des Handels mit NFT aufgestellt − mit 
erheblicher Tragweite für Anleger und Händler.
Im Besprechungsfall verkaufte ein deutscher Einzel
unternehmer im Jahr 2021 NFT Collectibles über die 
internationale Handelsplattform OpenSea. Die Zah

5,50 EUR/qm berücksichtigt. Der Grundsteuerwert 
unbebauter Grundstücke ermittle sich regelmäßig 
durch Multiplikation ihrer Fläche mit dem jeweiligen 
Bodenrichtwert. Sei in einer Bodenrichtwertzone 
mehr als ein Bodenrichtwert möglich, müsse nach 
dem Gesetz grundsätzlich eine eindeutige Zuord
nung der Grundstücke zum jeweiligen Bodenricht
wertgrundstück gewährleistet bleiben.
Im Streitfall waren für das Flurstück zwei unterschied
liche Bodenrichtwerte abhängig vom Entwicklungs
zustand "baureifes Land im Außenbereich" sowie 

"Land- und Forstwirtschaft" möglich. Da das Flur
stück N01 nicht "baureif" sei, komme nur eine Ein
ordnung als "Land- und Forstwirtschaft" in Betracht. 
Entscheidend sei, dass es land- und forstwirtschaft
lich nutzbar sei, nicht ob eine solche Nutzung tat
sächlich stattfinde. Zudem hätten die Kläger belegt, 
dass auf absehbare Zeit keine Entwicklung zu einer 
Bauerwartung bestehe.

Quelle:  FG Düsseldorf, Urt. v. 22.05.2025 - 11 K 2040/24 Gr,BG, 

NZB (BFH: II B 50/25)



14

2.10

lungsabwicklung erfolgte über Smart Contracts und 
Wallet-Adressen, ohne Angaben zu Sitz oder Steuer
status der Käufer. Der Kläger argumentierte, wegen 
der Anonymität liege kein klarer Leistungsaus
tausch vor. Alternativ habe die Fiktion einer Dienst
leistungskommission zu gelten. Dann wäre die Platt
form OpenSea als Vertragspartnerin anzusehen und 
der Leistungsort läge außerhalb Deutschlands. Das 
Finanzamt unterwarf jedoch sämtliche Umsätze  
dem Regelsteuersatz.
Das FG folgte der Argumentation des Klägers nur 
teilweise und stellte klar, dass NFT-Transaktionen 
keine Lieferungen, sondern sonstige Leistungen im 
Sinne von § 3 Abs. 9 Umsatzsteuergesetz darstellen, 
da es sich bei NFT nicht um körperliche Gegen
stände, sondern um digitale Datenbankeinträge han
delt. Außerdem seien die Leistungsempfänger die 
Käufer selbst und nicht die Plattform, so dass die 
Fiktionsregelung einer Dienstleistungskommission 
keine Anwendung finde. Die Pseudonymisierung der 
Wallet-Adressen schütze dabei nicht vor einer steuer
lichen Erfassung, sondern sie reiche aus, um eine 
steuerbare Leistung zu begründen.
Das FG bemängelte zudem, dass der Kläger seine 
Mitwirkungspflichten verletzt habe, da er nicht aus

reichend nachgewiesen habe, wo die Käufer ansässig 
seien oder ob es sich um Unternehmer gehandelt 
habe. Mangels Nachweisen schätzte das FG, dass 
die Hälfte der Umsätze im Inland steuerpflichtig ist, 
während Steuerbefreiungen oder -ermäßigungen 
nicht greifen.

Hinweis: 
Wie das Urteil noch einmal bestätigt, ist der NFT-
Handel nicht steuerfrei. Verkäufer müssen Nach
weise zu Käuferstatus und -sitz erbringen, sonst  
gelten die Umsätze als im Inland steuerpflichtig.  
Auch pseudonymisierte Wallets schützen nicht. 
Händler sollten ausschließlich mit Plattformen  
arbeiten, die die erforderlichen steuerlich relevanten  
Informationen bereitstellen, und alle Nachweise 
sorgfältig dokumentieren. Eine frühzeitige und um
fassende Auseinandersetzung mit den steuerlichen 
Pflichten reduziert das Risiko finanzieller Nachteile 
erheblich.

Quelle: FG Niedersachsen, Urt. v. 10.07.2025 - 5 K 26/24, Rev. 

zugelassen

Nacheheliche Ansprüche: Pauschalabfindung für Verzicht unterliegt der Schenkungsteuer 

Wenn Paare sich das Jawort geben, gehen sie auch in 
finanziellen und vermögensrechtlichen Fragen plötz
lich eine enge Verbindung ein. Bei einer späteren 
Scheidung kann es für den finanzkräftigeren Partner 
schnell teuer werden, wenn der Ex-Partner seine 
Ansprüche auf Zugewinnausgleich und Unterhalt 
geltend macht. Um vorab klare finanzielle Verhält
nisse zu schaffen, schließen viele Ehepaare daher 
einen Ehevertrag ab.
Wie ein solcher Kontrakt aussehen kann, zeigt ein 
aktueller Fall des Bundesfinanzhofs (BFH), in dem 
ein Hamburger Paar vor der Eheschließung u. a. 
regelte, dass die Ehefrau im Falle einer Scheidung  
auf ihren Zugewinnausgleich, nachehelichen Unter
halt und eine Hausratsaufteilung verzichtet. Zur Kom
pensation überschrieb ihr der Ehemann ein Haus
grundstück im Wert von mindestens 6 Mio. EUR.
Das Finanzamt setzte für die Übertragung der Im
mobilie eine Schenkungsteuer von 832.713 EUR 
fest, wogegen der Ehemann klagte. Der BFH gab  
nun jedoch grünes Licht für den Steuerzugriff und 
urteilte, dass die Übertragung des Grundstücks als 

freigiebige  Zuwendung der Schenkungsteuer unter
lag.
Die hierfür erforderliche Unentgeltlichkeit war ge
geben, auch wenn die Ehefrau im Gegenzug auf  
ihre nachehelichen Ansprüche verzichtet hatte. In  
diesem Verzicht konnte nach Gerichtsmeinung 
keine die Bereicherung mindernde Gegenleistung 
gesehen werden, da die Ansprüche noch nicht in  
Geld  veranschlagt werden konnten und der Ehefrau 
dem Grunde und der Höhe nach noch gar nicht 
zustanden.

Hinweis: 
Der Entscheidungsfall zeigt, dass Vermögens
übertragungen zum Ausschluss nachehelicher An
sprüche teure schenkungsteuerliche Folgen entfalten  
können. Wer solche ehevertraglichen Regelungen  
aufsetzen will, sollte neben Experten des Familien
rechts von vornherein auch steuerfachkundige 
Berater einbeziehen.

Quelle: BFH, Urt. v. 09.04.2025 - II R 48/21
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2.11

2.12

•

•

Anonyme Anzeigen: Finanzamt muss Inhalte in der Regel nicht offenbaren

"Mein Nachbar arbeitet an der Steuer vorbei." Bei 
der Aufdeckung von Steuerhinterziehung profitieren 
die Finanzämter (FA) schon seit jeher von Hinwei
sen aus der Bevölkerung. Um solche anonymen 
Anzeigen entgegennehmen zu können, haben einige 
Landesfinanzverwaltungen mittlerweile sogar digitale 
Hinweisgeberportale freigeschaltet.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kürzlich entschieden, 
dass ein Steuerzahler im Regelfall keinen Anspruch 
darauf hat, dass das FA ihm den Inhalt einer gegen 
ihn gerichteten anonymen Anzeige preisgibt. Der 
datenschutzrechtliche Auskunftsanspruch vermittelt 
ihm nach Gerichtsmeinung insoweit keine weiter
gehenden Rechte. Im zugrunde liegenden Fall hatte 
ein FA eine anonyme Anzeige zum Anlass genom
men, um bei einer Gastronomin eine sog. Kassen
nachschau durchzuführen.

Hinweis: 
Über eine Kassennachschau kann die Finanzverwal
tung unangekündigt und spontan die Kassenauf
zeichnungen und -buchungen direkt vor Ort in den 
Betrieben prüfen.

Ein steuerstrafrechtliches Fehlverhalten der Gastro
nomin konnte das FA hierbei nicht feststellen. Im 
Nachgang beantragte die Gastronomin Einsicht in 
ihre Steuerakten und begehrte eine Auskunft über 
die Verarbeitung der sie betreffenden personenbe

zogenen Daten gem. der Datenschutz-Grundverord
nung (DSGVO). Mit beidem wollte die Gastrono
min  den Inhalt der Anzeige in Erfahrung bringen, 
um auf diese Weise Rückschlüsse auf die Person  
des Anzeigeerstatters ziehen zu können. Das FA 
lehnte die Anträge ab.
Der BFH sah ebenfalls keine Pflicht zur Offenlegung 
und führte aus, dass einem Steuerzahler keine Ein
sicht in eine anonyme Anzeige zu gewähren sei,  
wenn das Geheimhaltungsinteresse des Anzeige
erstatters und der Finanzbehörde höher zu gewichten 
ist als das Offenbarungsinteresse der angezeigten 
Person. Hiervon ist im Regelfall auszugehen, es sei 
denn, der Steuerzahler würde infolge der Anzeige 
einer unberechtigten strafrechtlichen Verfolgung aus
gesetzt. Dies war vorliegend jedoch nicht der Fall.
Auch aus der DSGVO ergab sich kein Auskunfts
anspruch. Zwar beinhaltet eine anonyme Anzeige 
regelmäßig personenbezogene Daten, über die 
die Behörde grundsätzlich Auskunft erteilen muss. 
Allerdings wird der Auskunftsanspruch dadurch 
beschränkt, dass durch die Preisgabe des Inhalts 
der Anzeige die ordnungsgemäße Aufgabenerfül
lung der Finanzbehörde gefährdet werden könnte. 
Darüber hinaus verbietet der Identitätsschutz des 
Anzeigeerstatters eine Auskunftserteilung.

Quelle: BFH, Urt. v. 15.07.2025 - IX R 25/24

Steueränderungsgesetz 2025: Diese Maßnahmen sollen Bürger entlasten

Das Bundeskabinett hat im September 2025 den 
Entwurf des Steueränderungsgesetzes 2025 be
schlossen. Die wichtigsten Maßnahmen daraus im 
Überblick:

Erhöhung der Entfernungspauschale: Die Entfer
nungspauschale wird zum 01.01.2026 einheitlich 
auf 38 Cent ab dem ersten gefahrenen Kilometer 
erhöht. Bisher galt dieser Satz erst ab dem  
21. Kilometer der einfachen Wegstrecke zur Arbeit. 
Bei einem Arbeitsweg von 10 Kilometern und 
einer Fünftagewoche ergeben sich somit 176 EUR 
zusätzliche Werbungskosten pro Jahr (sofern der 
Arbeitnehmerpauschbetrag überschritten ist).
Mobilitätsprämie: Durch die Aufhebung der zeit
lichen Befristung der Mobilitätsprämie erhalten 
Steuerzahler mit geringeren Einkünften auch nach 
2026 weiterhin die Mobilitätsprämie.

Umsatzsteuer in der Gastronomie: Der Umsatz
steuersatz für Restaurant- und Verpflegungs
dienstleistungen, mit Ausnahme der Abgabe 
von Getränken, wird ab dem 01.01.2026 von 
derzeit 19 % auf 7 % gesenkt. Als temporäre 
Coronakrisenmaßnahme galt dies bereits vom  
01.07.2020 bis zum 31.12.2023. Neben klassischen 
gastronomischen Betrieben, wie z. B. Restaurants, 
profitieren von der Absenkung auch Bäckereien, 
Metzgereien und der Lebensmitteleinzelhandel, 
ebenso die Anbieter von Dienstleistungen im Be
reich Catering sowie Kita-, Schul- und Kranken
hausverpflegung.
Pauschalen im Ehrenamt: Ab dem 01.01.2026 
soll die Übungsleiterpauschale von 3.000 EUR 
auf 3.300 EUR und die Ehrenamtspauschale von  
840 EUR auf 960 EUR erhöht werden.

•

•
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2.13

2.14

Außergewöhnliche Belastung: Entnahme und Lagerung von Eizellen als Krankheitskosten?

Für viele Menschen gehört das Großziehen von 
Kindern zu einem erfüllten Leben dazu. Da kann 
es belastend sein, wenn man aufgrund von Krank
heiten schon von vornherein weiß, dass es schwierig 
wird, schwanger zu werden. Oft versucht man dann 
alles, um die Wahrscheinlichkeit zu erhöhen. Sei es 
durch die Einnahme von Medikamenten oder auch 
die Entnahme von Eizellen für später. Im Streitfall 
musste das Finanzgericht Schleswig-Holstein (FG) 
entscheiden, ob die Entnahme und Lagerung der 
Eizellen Krankheitskosten darstellten.
Die 35-jährige Klägerin war am Polycystischen 
Ovarialsyndrom (PCO-Syndrom) erkrankt, durch das 
es zu einem erschwerten Schwangerschaftseintritt 
kommen kann. Sie wollte zwar nicht gleich, aber 
irgendwann später Kinder bekommen. Je weiter die 
Krankheit jedoch voranschreitet, desto geringer wird 
die Wahrscheinlichkeit einer Schwangerschaft. Ihre 
behandelnde Ärztin empfahl ihr daher eine Lagerung 
von Eizellen zur späteren Verwendung. Die Klägerin 
machte daraufhin im Jahr 2022 Aufwendungen für 
eine Kryokonservierung als außergewöhnliche Be
lastung geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die 
Kosten jedoch nicht, da sie nicht zwangsläufig ent
standen seien.

Auch die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. 
Grundsätzlich können Krankheitskosten als außer
gewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden − 
so etwa die Aufwendungen für eine künstliche Be
fruchtung als Behandlungsmethode bei organisch 
bedingter Sterilität. Doch wird durch das PCO-
Syndrom die Fertilität lediglich eingeschränkt und 
eine Schwangerschaft erschwert. Dementsprechend 
hatte die Ärztin nur eine Empfehlung zur Lagerung 
der Eizellen zu einer späteren Verwendung ausge
sprochen. Es hätte allerdings noch andere Behand
lungsmöglichkeiten im Rahmen des PCO-Syndroms 
gegeben. 
Auch die Tatsache, dass die von der behandeln
den Ärztin ausgestellten Rechnungen auf "Social 
Freezing" lauteten, sprach gegen eine medizinische 
Indikation für die Eizellenentnahme. Des Weiteren 
wurde in den Rechnungen die Umsatzsteuer von  
19 % ausgewiesen, was darauf hindeutet, dass keine 
umsatzsteuerfreie Heilbehandlung erbracht wurde.

Hinweis: 
Bei einem Social Freezing mangelt es an der Zwangs
läufigkeit, so dass diese Maßnahme keine Heilbe
handlung mit therapeutischem Zweck darstellt.

Quelle: FG Schleswig-Holstein, Urt. v. 19.03.2025 - 2K80/24

Hinweis: 
Im Dezember 2025 soll das Gesetz den Bundesrat 
passieren.

Quelle: BMF, Pressemitteilung v. 10.09.2025

Außergewöhnliche Belastungen: Wie sich Kosten für ein Pflegeheim von der Steuer absetzen lassen 

Pflegebedürftige zahlen für einen Platz im Pflege
heim im bundesweiten Schnitt einen Eigenanteil von  
3.108 EUR pro Monat − dies geht aus einer Auswer
tung des Verbands der Ersatzkassen (vdek) hervor,  
der dafür Vergütungsvereinbarungen der Pflegekas
sen mit Heimen in ganz Deutschland ausgewertet 
hat.

Hinweis: 
Die Zahlen beziehen sich auf das erste Aufent
haltsjahr in einem Pflegeheim, in dem die Eigen
beteiligung am höchsten ist. Mit zunehmender  
Dauer des  Aufenthalts steigen die Zuschüsse der 
Pflegekassen von 15 % über 30 % und 50 % auf bis 

zu 75 %, wodurch der selbst zu tragende Anteil für 
Pflegebedürftige geringer wird.

Die gute Nachricht ist, dass sich ein Teil der Kosten 
mitunter von der Steuer absetzen lässt − dies gilt 
für die Betroffenen selbst, aber unter Umständen 
sogar auch für Angehörige, die die Finanzierung 
übernehmen. Erforderlich für die Absetzbarkeit von 
Heimkosten ist, dass zunächst ein Grad der Behin
derung oder eine Pflegestufe festgestellt worden ist. 
Ist dies der Fall und bezahlt der Pflegebedürftige  
die Unterbringung im Pflegeheim selbst, kann er 
einen Teil der Kosten als außergewöhnliche Be
lastung absetzen. Bezahlt hingegen ein Angehöriger  
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2.15 Außergewöhnliche Belastungen: Haartransplantation ist nur in Ausnahmefällen absetzbar

Rund die Hälfte aller Männer erleidet bis zum  
50. Lebensjahr einen genetisch bedingten Haar
ausfall. Frauen sind eher ab dem 50. Lebensjahr 
aufgrund hormoneller Veränderungen von Haar
ausfall betroffen. Der Haarverlust ist oft mehr als 
ein ästhetisches Problem. Für Betroffene kann er 
psychisch sehr belastend sein, so dass sich viele für 
eine Haartransplantation entscheiden. Die Kosten 
für einen solchen Eingriff betragen in Deutschland 
zwischen 4.000 und 14.000 EUR, je nach Anzahl der 
Transplantate (Grafts), Größe des Haarareals und 
Klinik.
Die Kosten für eine Haartransplantation können nur 
in Ausnahmefällen als außergewöhnliche Belastung 
abgesetzt werden − und zwar, wenn die OP aus 
medizinischen Gründen erfolgt ist. Zum Hinter
grund: Krankheitsbedingte Ausgaben können grund
sätzlich als außergewöhnliche Belastung berück
sichtigt werden; in diesem Fall werden alle Kosten 
für Therapien, Hilfsmittel, Medikamente oder OPs 
anerkannt, sofern sie zur Linderung oder Heilung  
von Krankheitsfolgen beitragen oder körperliche 
Mängel kompensieren. Behandlungen aus psycho
logischen Gründen können ebenfalls absetzbar sein.
Erfolgt ein Eingriff im Gegensatz dazu aus rein 
kosmetischen Gründen oder verbessert er nur das 
allgemeine Wohlbefinden, scheidet ein Steuervorteil 
aus. Da eine Haarwurzelverpflanzung immer eine 

kosmetische Leistung darstellt, kommt es auf die 
Ursache an, die dem Haarausfall zugrunde liegt. 
Beim Haarausfall muss man daher zwischen einer 
krankheitsbedingten und einer genetischen Ursache 
unterscheiden. Genetischer Haarausfall gilt nicht als 
Krankheit, ebenso ein hoher Haaransatz oder aus
geprägte Geheimratsecken. Entsprechende Eingriffe 
gelten daher als Schönheitsoperation, so dass die 
Kosten nicht steuerlich absetzbar sind.
Anders kann es aussehen, wenn eine Erkrankung, 
ein Unfall oder eine Chemotherapie vorangegangen  
sind, denn in diesen Fällen kann die Haartransplan
tation auf die Vorerkrankung zurückzuführen sein.  
Da das Finanzamt nicht von sich aus beurteilen  
kann, ob es sich um eine rein kosmetische oder 
medizinisch notwendige Haartransplantation han
delt, gelten strenge Anforderungen an den Nachweis 
der medizinischen Notwendigkeit. Eine subjektive 
Erklärung des Steuerzahlers oder eine Bescheini
gung des vertrauten Hausarztes reicht hier nicht  
aus. Für die steuerliche Absetzbarkeit ist ein fach
ärztliches Attest eines Amtsarztes oder des medizi
nischen Dienstes der Krankenkassen notwendig.

Hinweis: 
Im Attest müssen die Feststellungsmethode, das 
Krankheitsbild, der Schweregrad der Krankheit und 
deren Folgen genau erklärt sein. Zudem muss das 

das Pflegeheim, kann er mitunter einen Teil der  
Kosten als Unterhaltsleistungen und darüber hinaus
gehende Ausgaben auch noch als außergewöhn
liche Belastung abrechnen.
Allerdings zieht das Finanzamt (FA) von Heim
kosten zunächst Erstattungen von Krankenkassen 
und Versicherungen ab sowie eine sog. Haushalts
ersparnis aufgrund der Aufgabe der Wohnung des 
Pflegebedürftigen. Letztlich wird bei den außerge
wöhnlichen Belastungen auch noch ein Eigenanteil, 
die sog. zumutbare Belastung, in Abzug gebracht. 
Diese beträgt 1 % bis 7 % des Gesamtbetrags der 
Einkünfte.

Hinweis: 
In der Regel bleibt nach Abzug der besagten 
Erstattungen und der Haushaltersparnis sowie der 
zumutbaren Belastung eher wenig von den tatsäch
lichen Kosten übrig, die sich noch steuermindernd 
auswirken könnten.

Pflegekosten, die aufgrund der zumutbaren Be
lastung bei den außergewöhnlichen Belastungen 
nicht steuerlich zu Buche schlagen, können unter 
bestimmten Voraussetzungen als haushaltsnahe 
Dienstleistungen geltend gemacht werden. Darunter 
fallen Kosten für die Reinigung des Zimmers und 
der Wäsche sowie die Essenszubereitung. Hierfür  
ist aber eine detaillierte Rechnung erforderlich, in  
der die Leistungen getrennt aufgeführt sind. Die 
Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienst
leistungen kann jedoch nur die in einem Heim  
untergebrachte oder gepflegte Person selbst geltend 
machen.
Grundsätzlich können haushaltsnahe Dienstleistun
gen von jährlich bis zu 20.000 EUR in der Ein
kommensteuererklärung angesetzt werden. Davon  
errechnet das FA dann 20 % als Steuerermäßigung − 
also im Idealfall bis zu 4.000 EUR im Jahr.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH), Pressemitteilung  

v. 23.09.2025
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3.1

3.2

Attest zwingend vor der Durchführung der Haar
transplantation vorliegen.

Sollte sich die Krankenkasse oder der Beihilfeträger 
an den Behandlungskosten beteiligen, so ist dies 
ebenfalls ein Indikator für die medizinische Notwen
digkeit der Behandlung. Liegen psychische Leiden  
wie Depressionen, Angststörungen oder soziale 

Phobien aufgrund des Haarausfalls vor, muss ein 
Gutachten vom psychologischen Dienst der Kran
kenkassen vorab eingeholt werden. Allerdings  
empfehlen Gutachter bei psychischen Leiden infolge 
eines Haarausfalls häufig eher eine Psychotherapie 
anstatt einer Haartransplantation.

Quelle: Lohnsteuerhilfe Bayern e. V., Pressemeldung v. 22.09.2025

Gewerbesteuer: Einnahmen der Gemeinden steigen moderat an 

Die Gemeinden in Deutschland haben 2024 rund 
75,3 Mrd. EUR aus der Gewerbesteuer eingenom
men. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) 
mitteilt, verzeichneten sie damit ein leichtes Plus 
von rund 0,2 Mrd. EUR oder 0,2 % gegenüber dem 
Vorjahr. Damit wurde auch 2024 ein neuer Rekord 
bei den Gewerbesteuereinnahmen erreicht. Nach 
einem Rückgang im ersten Corona-Jahr 2020 waren 
die Gewerbesteuereinnahmen bereits in den Jahren 
2021 bis 2023 auf neue Höchststände gestiegen (seit 
Beginn der Zeitreihe ab 1991).
Unter den Flächenländern verzeichneten Mecklen
burg-Vorpommern mit + 9,8 % und Rheinland-Pfalz 
mit + 9,0 % die höchsten Anstiege bei den Gewerbe
steuereinnahmen. Bei den Stadtstaaten hatte nur 
Bremen einen Zuwachs in Höhe von + 13,5 % zu 

verzeichnen. Dennoch verbuchten mehr als die  
Hälfte der Bundesländer gegenüber dem Vorjahr 
rückläufige Gewerbesteuereinnahmen. Unter den 
Flächenländern war dies allen voran Sachsen-Anhalt 
mit - 9,9 %, gefolgt von Saarland und Thüringen mit 
jeweils - 5,0 %. Hamburg verzeichnete einen Rück
gang von - 9,3 %, Berlin von - 3,2 %.

Hinweis: 
Im Jahr 2024 lag der durchschnittliche Gewerbe
steuerhebesetz aller Gemeinden in Deutschland bei 
409 % und damit 2 Prozentpunkte über dem Vor
jahreswert.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), Pressemitteilung  

Nr. 309 v. 21.08.2025

3. WEITERE NEUIGKEITEN 

Statistisches Bundesamt: Beantragte Insolvenzen ziehen im Vergleich zum Vorjahr deutlich an 

Die Zahl der beantragten Regelinsolvenzen in 
Deutschland ist nach vorläufigen Angaben des  
Statistischen Bundesamts (Destatis) im August 
2025 um 11,6 % gegenüber dem Vorjahresmonat  
gestiegen.

Hinweis: 
Bei den Ergebnissen ist zu berücksichtigen, dass 
die Anträge erst nach der ersten Entscheidung des 
Insolvenzgerichts in die Statistik einfließen. Der tat
sächliche Zeitpunkt des Insolvenzantrags liegt in 
vielen Fällen annähernd drei Monate davor.

Für das 1. Halbjahr 2025 meldeten die Amtsgerichte 
nach endgültigen Ergebnissen 12.009 beantragte 

Unternehmensinsolvenzen. Dies waren 12,2 % mehr 
als im 1. Halbjahr 2024.
Die Forderungen der Gläubiger aus den im 1. Halb
jahr 2025 gemeldeten Unternehmensinsolvenzen be
zifferten die Amtsgerichte auf rund 28,2 Mrd. EUR. 
Im 1. Halbjahr 2024 hatten die Forderungen bei 
rund 32,4 Mrd. EUR gelegen. Dieser Rückgang der 
Forderungen bei gleichzeitigem Anstieg der Zahl 
der Unternehmensinsolvenzen ist darauf zurückzu
führen, dass im 1. Halbjahr 2024 mehr wirtschaft
lich bedeutende Unternehmen Insolvenz beantragt 
hatten als im 1. Halbjahr 2025.
Im Juni 2025 wurden 1.957 beantragte Unterneh
mensinsolvenzen verzeichnet; dies waren 18,4 % 
mehr als im Juni 2024.
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3.4

Steuerfahndung: NRW wertet zweites großes Datenpaket zu Kryptogeschäften aus 

Die nordrhein-westfälische Steuerfahndung geht 
weiter gegen Steuerhinterziehung bei Gewinnen aus 
Kryptowährungen vor. Dem Landesamt zur Be
kämpfung der Finanzkriminalität Nordrhein-West
falen (LBF NRW) liegt nun erneut ein umfangreiches 
Datenpaket über den Handel mit Kryptowährungen 
aus dem gesamten Bundesgebiet zur Auswertung 
vor. Nach derzeitigem Kenntnisstand umfasst es 
insgesamt knapp 4.000 Steuerfälle. Die Daten 
werden von den Steuerfahndern aufbereitet und  
anschließend bundesweit zur weiteren steuerlichen 
Bearbeitung an die zuständigen Stellen verteilt. Die 
ersten Auswertungen zeigen, dass es hier  nicht nur 
um Kleinstbeträge, sondern auch um erhebliche 
Summen geht, die beim Handel mit Kryptowäh
rungen erzielt werden.
Die Fälle, die sich aus dem ersten im Jahr 2023 
erfolgten Auskunftsersuchen für Nordrhein-West
falen ergeben hatten, wurden mittlerweile zu  
großen Teilen abschließend bearbeitet − mit einem  
bisherigen Mehrergebnis in hoher einstelliger 

Millionenhöhe.  Die Aufarbeitung insbesondere der 
ermittlungsintensiven Fälle ist aber noch nicht ab
geschlossen, so dass im endgültigen Ergebnis eine 
deutlich höhere Summe erwartet wird

Hinweis: 
Gewinne aus der Veräußerung von Kryptowerten im 
Privatvermögen wie bspw. Bitcoin und Ether sind 
innerhalb der einjährigen Veräußerungsfrist steuer
pflichtig und in der Einkommensteuererklärung 
anzugeben. Auch Tätigkeiten wie Mining, Forging, 
Staking oder Lending im Zusammenhang mit 
Kryptowerten im Privatvermögen müssen dem 
Finanzamt (FA) erklärt werden. Wer entsprechende 
Gewinne bislang dem Fiskus verschwiegen hat, 
sollte zusammen mit seinem steuerlichen Berater 
die Möglichkeit prüfen, eine strafbefreiende Selbst
anzeige beim FA einzureichen.

Quelle: FinMin NRW, Pressemitteilung v. 25.09.2025

Einspruchsstatistik 2024: 68 Prozent der Einsprüche waren für Steuerzahler erfolgreich 

Nach einer neuen Statistik des Bundesministe
riums der Finanzen (BMF) haben Steuerzahler im  
Jahr 2024 insgesamt 5.915.601 Einsprüche bei ihren 
Finanzämtern (FA) eingelegt. Zusammen mit den 
noch unerledigten Einsprüchen aus den Vorjahren 
hatten die FA damit über 14,56 Millionen Ein
sprüche zu bearbeiten.

Hinweis: 
Gegenüber dem Jahr 2023 hat sich die Zahl der 
eingegangenen Einsprüche um beachtliche 40,4 % 
vermindert. Zurückzuführen ist dies auf die Flut von 

Einsprüchen, die 2023 allein aufgrund der Grund
steuerreform eingegangen war.

In mehr als zwei Drittel der Fälle (68 %) waren die 
Steuerzahler 2024 mit ihrem Einspruch erfolgreich, 
so dass die Bescheide zu ihren Gunsten geändert 
wurden. Tatsächlich erfolglos oder zumindest teil
weise erfolglos sind nach der Statistik nur 13,1 % der 
Einsprüche geblieben − in diesen Fällen wurde über 
die Einsprüche durch (Teil-)Einspruchsentscheidung 
ganz oder teilweise abschlägig entschieden. 17,6 % 
der erledigten Einsprüche wurden von den Ein

Bezogen auf 10.000 Unternehmen gab es im 1. Halb
jahr 2025 in Deutschland insgesamt 34,6 Unter
nehmensinsolvenzen. Die meisten Insolvenzen je 
10.000 Unternehmen entfielen auf den Wirtschafts
abschnitt "Verkehr und Lagerei" mit 64,5 Fällen. 
Danach folgten das Gastgewerbe mit 52,7 Fällen 
sowie das Baugewerbe mit 52,3 Insolvenzen je  
10.000 Unternehmen.

Hinweis: 
Auch bei den Verbraucherinsolvenzen war ein An
stieg zu verzeichnen: Im 1. Halbjahr 2025 wurden 
38.016 Verfahren erfasst; damit stieg die Zahl der 
Verbraucherinsolvenzen um 7,5 % gegenüber dem  
1. Halbjahr 2024. Die Fallzahlen aus Juni 2025  
(6.510 Verbraucherinsolvenzen) fielen um 9,9 % 
höher aus als im Juni 2024.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), Pressemitteilung  

Nr. 332 v. 11.09.2025
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spruchsführern zudem selbst wieder zurückgenom
men.

Hinweis: 
Die hohe Erfolgsquote bei den Einsprüchen zeigt, 
dass es sich durchaus lohnen kann, Einspruch gegen 
den eigenen Steuerbescheid einzulegen. In die  
Statistik fallen aber auch solche Einspruchserfolge, 
die dadurch entstehen, dass der Steuerzahler per 
Einspruch bspw. eigene Fehler korrigiert oder ver
gessene absetzbare Kosten nacherklärt.

Steuerzahler sollten ihre Steuerbescheide stets zeit
nah nach Bescheiderhalt auf Richtigkeit prüfen, denn 
Einsprüche müssen innerhalb eines Monats nach 
Erhalt des Bescheids schriftlich beim jeweils zu
ständigen FA eingehen; sie können auch elektronisch 
über das ELSTER-Portal eingelegt werden.
Auch eine einfache E-Mail wird von den FA akzep
tiert. Die Einspruchsfrist wird durch die Bekanntgabe  
des Steuerbescheides in Gang gesetzt.
Geht der Bescheid − wie üblich − mit einfacher 
Post zu, gilt der Brief am vierten Tag nach dem auf
gedruckten Bescheiddatum als bekannt gegeben, 
so dass die Frist ab dem fünften Tag läuft. Fällt das 
Datum der Bekanntgabe auf einen Feiertag oder ein 

Wochenende, verschiebt sich der Bekanntgabetag 
auf den nächsten Werktag. Gleiches gilt, wenn die 
Einspruchsfrist an einem Feiertag oder Wochenende 
endet.
Ist zu einer Streitfrage bereits ein vergleichbares 
Verfahren beim Bundesfinanzhof, Bundesverfas
sungsgericht oder Europäischen Gerichtshof an
hängig, können Steuerzahler sich an dieses Ver
fahren "anhängen", indem sie Einspruch einlegen, 
auf das Aktenzeichen des anhängigen Verfahrens 
verweisen und das Ruhen des Einspruchs bis zur 
Gerichtsentscheidung beantragen.

Hinweis: 
Nach der BMF-Statistik wurden im Jahr 2024 
insgesamt 46.120 Klagen vor den Finanzgerichten 
erhoben; dies entspricht lediglich 1,1 % der ins
gesamt erledigten Einsprüche. Der Grund für diese 
niedrige Quote ist darin zu vermuten, dass das 
finanzgerichtliche Verfahren mit mehr Aufwand als 
der Einspruch und zudem mit einem Kostenrisiko 
verbunden ist.

Quelle: BMF, Statistik über die Einspruchsbearbeitung in den 

Finanzämtern im Jahr 2024 v. 25.09.2025

Statistisches Bundesamt: Preise für Wohnimmobilien ziehen wieder an 

Die Preise für Wohnimmobilien in Deutschland 
sind im 2. Quartal 2025 um durchschnittlich 3,2 % 
gegenüber dem 2. Quartal 2024 gestiegen. Damit 
stiegen die Wohnimmobilienpreise das dritte Quartal 
in Folge gegenüber dem jeweiligen Vorjahresquartal 
wieder an, nachdem sie zuvor seit dem 4. Quartal 
2022 durchgängig gesunken waren.
Im 2. Quartal 2025 kosteten Eigentumswohnungen 
in allen Regionen Deutschlands im Durchschnitt 
mehr als im Vorjahresquartal. In den sieben größten 
Städten Deutschlands (Berlin, Hamburg, München, 
Köln, Frankfurt am Main, Stuttgart und Düsseldorf) 
stiegen die Preise für Eigentumswohnungen um 
2,4 % gegenüber dem Vorjahresquartal (+ 0,3 % 
zum Vorquartal). In kreisfreien Großstädten außer
halb der Top-7-Metropolen verteuerten sich Woh
nungen im Vergleich zum Vorjahresquartal um 
durchschnittlich 5,0 % (+ 1,3 % zum Vorquartal). In 
dünn besiedelten ländlichen Kreisen zahlten Käufer 

von Eigentumswohnungen 3,6 % mehr als im Vor
jahresquartal (+ 3,6 % zum Vorquartal).
Die Preise für Ein- und Zweifamilienhäuser sind im 
2. Quartal 2025 ebenfalls in den meisten Regionen 
gestiegen. Entsprechende Immobilien verteuerten 
sich in den meisten Regionen: In dünn besie
delten ländlichen Kreisen erhöhten sich die Preise 
im Durchschnitt um 2,8 % gegenüber dem Vor
jahresquartal (+ 1,3 % zum Vorquartal). In kreis
freien Großstädten außerhalb der sieben größten  
Städte stiegen die Preise gegenüber dem Vorjahres
quartal um 3,9 % (+ 1,6 % zum Vorquartal). Ledig
lich in den sieben größten Städten Deutschlands  
gaben die Preise für Ein- und Zweifamilienhäuser  
um 0,2 % gegenüber dem 2. Quartal 2024 nach  
(+ 0,2 % zum Vorquartal).

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), Pressemitteilung  

Nr. 347 v. 24.09.2025
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Beratung dar. Für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte 

können wir keine Gewähr übernehmen.

Vierhaus Steuerberatungsgesellschaft mbH

Rechtsstand: 18.11.2025

JANUAR 2026

12.01.	 Umsatzsteuer*
	 Lohnsteuer*
	 Solidaritätszuschlag*
	 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*

Zahlungsschonfrist: bis zum 15.01.2026. 
Diese Schonfrist gilt nicht bei Barzahlungen und 
Zahlungen per Scheck. [* bei monatlicher Abfüh
rung für Dezember 2025]

DEZEMBER 2025

10.12.	 Umsatzsteuer*
	 Lohnsteuer*
	 Solidaritätszuschlag*
	 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*
	 Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer**
	 Solidaritätszuschlag**
	 Kirchensteuer ev. und r.kath.**

Zahlungsschonfrist: bis zum 15.12.2025. 
Diese Schonfrist gilt nicht bei Barzahlungen und 
Zahlungen per Scheck. [* bei monatlicher Abfüh
rung für November 2025; ** für das IV. Quartal 2025]
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